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Dienstwohnungen

2032.6-F

Schönheitsreparaturen und Kleinreparaturen in 	
staatseigenen Dienstwohnungen 	

(Schönheitsreparaturenbekanntmachung – SchönKBek)

Gemeinsame Bekanntmachung	
der Bayerischen Staatsministerien 	

der Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat und  
des Innern, für Bau und Verkehr

vom 18. Juni 2014 Az.: 43 - VV 2802 - 2 - 9 855/14

Auf Grund des § 10 Satz 2 der Verordnung über die Dienst-
wohnungen der Beamten (Dienstwohnungsverordnung 
– DWV –) vom 28. November 1997 (GVBl S. 866, BayRS 
2030-2-30-F), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
10.  März 2014 (GVBl S. 106), erlassen das Bayerische 
Staatsministerium der Finanzen, für Landesentwicklung 
und Heimat sowie das Bayerische Staatsministerium des 
Innern, für Bau und Verkehr folgende Gemeinsame Be-
kanntmachung:

Abschnitt I 

Ausführung von Schönheitsreparaturen 	
und Kleinreparaturen

1.	 Allgemeines

Gemäß § 10 Satz 1 DWV veranlasst der Dienstwoh-
nungsinhaber/die Dienstwohnungsinhaberin die 
Ausführung von Schönheitsreparaturen auf eigene 
Kosten. Entsprechendes gilt für Kleinreparaturen 
nach Maßgabe dieser Bekanntmachung.

1.1	 Schönheitsreparaturen sind insbesondere

–	 das Streichen oder Tapezieren der Wände und 
Decken,

–	 das Streichen der Fußböden bzw. Reinigen von 
Teppichböden,

–	 das Streichen der Heizkörper und sonstiger Ver-
sorgungsleitungen,

–	 das Streichen der Innentüren und Einbaumöbel 
und

–	 das Streichen der Innenflächen der Fenster und 
Außentüren.

1.2	 Kleinreparaturen umfassen das Beheben kleinerer 
Schäden insbesondere

–	 an den Installationsgegenständen für Elektrizität, 
Wasser und Gas,

–	 an den Heiz- und Kochvorrichtungen,

–	 an den Fenster- und Türverschlüssen,

–	 an den Gurten bzw. Schnüren von Rollläden und 
Jalousien sowie

–	 an Verschlussvorrichtungen von Fensterläden,

soweit die Kosten für die einzelne Reparatur 80 Euro 
und der dem Dienstwohnungsinhaber/der Dienst-
wohnungsinhaberin entstehende Aufwand pro 
Jahr 240 Euro, höchstens jedoch 8 v. H. der Jah-
resgrundmiete der Wohnung, nicht übersteigen 
und die Ein- bzw. Vorrichtungen dem direkten und 

häufigen Zugriff des Dienstwohnungsinhabers/der 
Dienstwohnungsinhaberin ausgesetzt sind.

2.	 Ausführung der Schönheits- und Kleinreparaturen 
durch den Dienstwohnungsinhaber/die Dienstwoh-
nungsinhaberin

2.1	 Inhaber von Dienstwohnungen, die nach Nr. 1 zur 
Vornahme der Schönheitsreparaturen auf eigene 
Kosten verpflichtet sind, führen diese fachgerecht 
aus oder lassen diese fachgerecht ausführen. Dies 
gilt auch für die Durchführung von Kleinreparatu-
ren. Bei Dienstwohnungen in denkmalgeschützten 
Gebäuden sind die Belange des Denkmalschutzes 
und die Vorgaben der Grundbesitz bewirtschaf-
tenden Dienststelle zu berücksichtigen. Das Über-
schreiten der in Nr. 1.2 genannten Grenzen ist vom 
Inhaber der Dienstwohnung nachzuweisen.

2.2	 Bei Beendigung des Dienstwohnungsverhältnisses 
ist bei der Rückgabe der Wohnung von der Grundbe-
sitz bewirtschaftenden Dienststelle, sofern erforder-
lich unter Einbindung des zuständigen staatlichen 
Bauamts, festzustellen, zu welchem Zeitpunkt die 
letzten Schönheitsreparaturen durchgeführt wurden 
und inwieweit entsprechend dem Grad der Abnut-
zung Schönheitsreparaturen notwendig sind. Dabei 
können die in Nr. 3.2 genannten Fristen als Indiz für 
die Bewertung des Erfordernisses von Schönheits
reparaturen sowie der ordnungsgemäßen Ausfüh-
rung herangezogen werden.

2.2.1	 Wird ein Erfordernis für die Durchführung von 
Schönheitsreparaturen festgestellt, hat der Dienst-
wohnungsinhaber/die Dienstwohnungsinhaberin 
diese unter Friststellung durchzuführen. Nach Frist
ablauf sind die Schönheitsreparaturen auf Kosten 
des Verpflichteten auszuführen. Der Dienstwoh-
nungsinhaber/die Dienstwohnungsinhaberin kann 
auf seine/ihre Kosten nachweisen, dass die Vor
nahme von Schönheitsreparaturen nach Maßgabe 
des Grads der Abnutzung oder der Beschädigung 
nicht erforderlich ist.

2.2.2	 Die anstehenden Schönheitsreparaturen können 
auch die neuen Wohnungsinhaber auf ihre Kosten 
– ohne Auswirkung auf die Dienstwohnungsver
gütung – übernehmen.

3.	 Ausführung der Schönheitsreparaturen und Klein-
reparaturen durch den Freistaat Bayern oder einen 
Dritten bei am 31. März 2014 bestehenden Dienst-
wohnungsverhältnissen

3.1	 Hat sich der Dienstwohnungsinhaber/die Dienst-
wohnungsinhaberin bei Dienstwohnungsverhält-
nissen, die am 31. März 2014 bestehen, bisher nicht 
zur Vornahme der Schönheits- und Kleinrepara
turen verpflichtet, werden diese durch den Freistaat 
Bayern oder einen Dritten ausgeführt. Bei Dienst-
wohnungen in denkmalgeschützten Gebäuden sind 
die Belange des Denkmalschutzes und die Vorgaben 
der Grundbesitz bewirtschaftenden Dienststelle zu 
berücksichtigen. Gemäß § 14 Satz 2 DWV erhöht sich 
in diesen Fällen die Dienstwohnungsvergütung.
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3.2	 Die Anstriche und Tapezierungen der Decken und 
Wände dürfen in diesen Fällen nur nach Ablauf 
folgender Fristen auf Kosten des Staates erneuert 
werden:

– in Küchen, Bädern und 
Duschen

nach 5 Jahren,

– in Wohn- und Schlafräumen, 
Fluren, Dielen und Toiletten

nach 8 Jahren,

– in allen anderen Räumen nach 10 Jahren.

Diese Fristen können je nach dem Erhaltungszu-
stand überschritten werden. Die Fristen beginnen 
mit Ablauf des Jahres, in dem die Arbeiten jeweils 
beendet und abgenommen worden sind.

Ordnet eine Dienststelle die Ausführung von 
Schönheitsreparaturen an, übernimmt diese auch 
die Verantwortung dafür, dass die Fristen nach 
Maßgabe des Erhaltungszustandes gewahrt wer-
den. Zur Überwachung der Fristen sind in diesen 
Fällen deshalb vom Bauamt oder der Grundbesitz 
bewirtschaftenden Dienststelle Nachweisungen in 
einfacher Form zu führen und bei Aufstellung der 
Baubedarfsnachweisungen zu beachten.

Die Kosten für baulich vertretbare Tapezierungen 
dürfen die Kosten üblicher Anstriche nicht über-
schreiten. Mehrkosten sind vom Wohnungsinhaber 
zu übernehmen.

3.3	 Bei Beendigung des bisherigen Dienstwohnungsver-
hältnisses bzw. Wohnungswechsels gilt Folgendes:

3.3.1	 Ist der Freistaat Bayern zur Durchführung der 
Schönheitsreparaturen bisher verpflichtet gewesen, 
dürfen im Falle eines Wohnungswechsels die An
striche und Tapezierungen vor Ablauf der Fristen 
(vgl. Nr. 3.2) im Rahmen verfügbarer Haushaltsmit-
tel auf Kosten des Staates erneuert werden, soweit 
dies erforderlich ist, um einen zum ordnungsge
mäßen Gebrauch geeigneten Zustand der Wohnung 
sicherzustellen.

3.3.2	 Waren die bisherigen Dienstwohnungsinhaber zur 
Durchführung der Schönheitsreparaturen verpflich-
tet, werden auf Kosten des Freistaates Bayern keine 

Schönheitsreparaturen ausgeführt. Nr. 2.2.2 findet 
entsprechende Anwendung.

3.3.3	 Gemäß § 10 DWV ist zukünftig der neue Dienstwoh-
nungsinhaber/die neue Dienstwohnungsinhaberin 
zur Durchführung verpflichtet.

4.	 Vereinbarung zur Kostentragung bei am 31. März 
2014 bestehenden Dienstwohnungsverhältnissen

Bei zum 31. März 2014 bestehenden Dienstwoh-
nungsverhältnissen, bei denen sich der Dienstwoh-
nungsinhaber/die Dienstwohnungsinhaberin bisher 
nicht zur Ausführung der Schönheitsreparaturen 
bzw. Kleinreparaturen verpflichtet hat, soll ange­
boten werden, eine Vereinbarung über Schönheits-
reparaturen und Kleinreparaturen (siehe Anlage) zu 
schließen. Bei Schönheitsreparaturen ist Vorausset-
zung dafür, dass seit der letzten Vornahme mindes-
tens zwei Jahre verstrichen sind. Die Übernahme 
der Kleinreparaturen durch den Dienstwohnungs-
inhaber/die Dienstwohnungsinhaberin ist jederzeit 
möglich. Die Entscheidung des Dienstwohnungs
inhabers gilt grundsätzlich für die Dauer des Dienst-
wohnungsverhältnisses. Zuständig dafür ist die 
jeweilige Beschäftigungsdienststelle.

Abschnitt II

Schlussbestimmungen

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 1. April 2014 
in Kraft. Mit Ablauf des 31. März 2014 tritt die Gemein­
same Bekanntmachung der Bayerischen Staatsministerien 
der Finanzen und des Innern über die Ausführung von 
Schönheitsreparaturen und Kleinreparaturen in staats
eigenen Dienst- und Werkdienstwohnungen vom 23. April 
1996 (FMBl S. 278, StAnz Nr. 18) außer Kraft.

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen, 	
für Landesentwicklung und Heimat

L a z i k  
Ministerialdirektor

Bayerisches Staatsministerium des Innern, 	
für Bau und Verkehr

P o x l e i t n e r 
Ministerialdirektor
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Anlage 

Beschäftigungsdienststelle:  

  

  
Vereinbarung 

über Schönheits- und Kleinreparaturen 
zwischen 

dem Freistaat Bayern, vertreten durch 

  
Beschäftigungsdienststelle: 

und 

Dienstwohnungsinhaber/Dienstwohnungsinhaberin: 

  
Der Dienstwohnungsinhaber/die Dienstwohnungsinhaberin verpflichtet sich, bei der 
Dienstwohnung in 

 
 
 

die notwendigen Schönheits- und Kleinreparaturen auf seine/ihre Kosten fachge-
recht auszuführen oder ausführen zu lassen.  

Die Schönheitsreparaturen umfassen insbesondere das Streichen oder Tapezieren 
der Wände und Decken, das Streichen der Fußböden bzw. Reinigen der Teppich-
böden, das Streichen der Heizkörper einschließlich Heizrohre und der sonstigen 
Versorgungsleitungen, der Innentüren und Einbauschränke sowie der Fenster und 
Außentüren von innen.  

Kleinreparaturen sind insbesondere kleinere Instandhaltungen an Installationsge-
genständen für Elektrizität, Wasser und Gas, den Heiz- und Kochvorrichtungen, 
den Fenster- und Türverschlüssen, den Gurten bzw. Schnüren von Rollläden, Ja-
lousien und Verschlussvorrichtungen von Fensterläden, soweit die Kosten für die 
einzelne Reparatur 80 Euro und der dem Wohnungsinhaber entstehende Aufwand 
jährlich 240 Euro, höchstens jedoch 8 v. H. der Jahresgrundmiete der Wohnung 
nicht übersteigen. Das Überschreiten dieser Kostengrenzen hat der Dienstwoh-
nungsinhaber/die Dienstwohnungsinhaberin nachzuweisen.  
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Bei der Ausführung von Schönheitsreparaturen und Kleinreparaturen in denkmal-
geschützten Gebäuden durch den Dienstwohnungsinhaber/der Dienstwohnungsin-
haberin sind die Belange des Denkmalschutzes und die Vorgaben der Grundbesitz 
bewirtschaftenden Dienststelle zu berücksichtigen. 

Die Schönheitsreparaturen sind während der Dauer des Dienstwohnungsverhält-
nisses in angemessenen Fristen je nach dem Grad der Abnutzung oder Beschädi-
gung der Räume durchzuführen. In der Regel sind diese in folgenden Zeitabstän-
den erforderlich: 

- in Küchen, Bädern und Duschen alle 5 Jahre, 

- in Wohn- und Schlafräumen, Fluren, Dielen und Toiletten alle 8 Jahre, 

- in allen anderen Räumen alle 10 Jahre. 

  
Die Fristen beginnen mit dem Beginn des Dienstwohnungsverhältnisses zu laufen.  

Für Tapezierungen, Heizkörper-, Fenster- und Türanstriche können diese Fristen 
um bis zu zwei Jahre überschritten werden.  

Der Dienstwohnungsinhaber/die Dienstwohnungsinhaberin kann nachweisen, dass 
die Vornahme von Schönheitsreparaturen nach Maßgabe des Grads der Abnut-
zung oder der Beschädigung nicht erforderlich ist. 

Der Freistaat Bayern oder ein von diesem beauftragter Dritter ist berechtigt, die 
Ausführung der Schönheits- und Kleinreparaturen zu überwachen. Stellt der Frei-
staat Bayern bzw. der von diesem beauftragte Dritte eine Vernachlässigung der 
Instandhaltungspflicht fest, kann er nach entsprechender Fristsetzung die notwen-
digen Arbeiten auf Kosten des Dienstwohnungsinhabers/der Dienstwohnungsinha-
berin selbst ausführen lassen. Der Dritte ist insoweit Erfüllungsgehilfe des Frei-
staats Bayern.  

Bei Ende des Dienstwohnungsverhältnisses hat der Dienstwohnungsinhaber/die 
Dienstwohnungsinhaberin alle bis dahin je nach dem Grad der Abnutzung oder 
Beschädigung erforderlichen Arbeiten fachgerecht auszuführen oder fachgerecht 
ausführen zu lassen.  

  
          
Ort, Datum   Beschäftigungsdienststelle    Dienstwohnungsinhaber/ 

Dienstwohnungsinhaberin 
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Finanzausgleich

605-F

Steuerkraftzahlen aus der Grundsteuer und der 
Gewerbesteuer für 2015

Gemeinsame Bekanntmachung	
der Bayerischen Staatsministerien 	

der Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat und 
des Innern, für Bau und Verkehr

vom 29. Juli 2014 Az.: 63 - FV 6110 - 002 - 26 212/14

Die Ermittlung der Steuerkraftzahlen aus der Grundsteuer 
und der Gewerbesteuer für das Jahr 2015 richtet sich nach: 

–	 Art. 4 Abs. 2 Nrn. 1 bis 3 sowie Abs. 3 und 4 des Gesetzes 
über den Finanzausgleich zwischen Staat, Gemeinden 
und Gemeindeverbänden (Finanzausgleichsgesetz – 
FAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. April 
2013 (GVBl S. 210, BayRS 605-1-F), geändert durch § 1 
des Gesetzes vom 23. Mai 2014 (GVBl S. 187),

–	 der Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über 
den Finanzausgleich zwischen Staat, Gemeinden und 
Gemeindeverbänden (FAGDV 2002) vom 19. Juli 2002 
(GVBl S. 418, BayRS 605-10-F), zuletzt geändert durch 
§ 2 des Gesetzes vom 23. Mai 2014 (GVBl S. 187),

–	 der Gemeinsamen Bekanntmachung der Bayerischen 
Staatsministerien der Finanzen und des Innern über die 
Erhebung der Gewerbesteuerumlage, Auszahlung der 
Gemeindeanteile an der Einkommensteuer, der Umsatz-
steuer und des Einkommensteuerersatzes vom 4. April 
2008 (FMBl S. 125, AllMBl S. 338, StAnz Nr. 17, ber. 
Nr. 20). 

1.	 Allgemeines

Für die Festsetzung der Steuerkraftzahlen 2015 sind 
die Isteinnahmen 2013 und die für 2013 festgesetzten 
Realsteuerhebesätze maßgebend (Gewerbesteuer- und 
Grundsteuergrundbeträge 2013).

Soweit im Jahr 2013 die Hebesätze in einer Gemeinde 
für einzelne Steuerarten nicht für das gesamte Gemein-
degebiet einheitlich festgesetzt waren, sind die Grund-
beträge für die einzelnen Gemeindegebiete gesondert 
zu ermitteln. Maßgebend sind die Isteinnahmen, die 
im Jahr 2013 für das Gebiet der jeweiligen am 1. Januar 
2015 bestehenden Gemeinde angefallen sind.

Soweit sich das Gebiet einer am 1. Januar 2015 beste-
henden Gemeinde nach dem 1. Januar 2013 verändert 
hat, sind zunächst die Grundbeträge der an der Ände-
rung beteiligten Gemeinden nach dem Gebietsstand 
vom 31. Dezember 2012 einzeln festzustellen und dann 
entsprechend der Aufteilung der Einwohnerzahl hin-
zuzurechnen beziehungsweise abzuziehen. 

Falls die an der Gebietsänderung beteiligten Gemein-
den sich einigen, kann abweichend von der Einwohner-
zahl aufgeteilt werden. Eine entsprechende Mitteilung, 
die von den beteiligten Gemeinden unterzeichnet sein 
muss, ist dem Landesamt für Statistik und Datenver-
arbeitung bis spätestens 1. September 2014 zu über-
senden.

2.	 Steuerkraftzahlen der Gewerbesteuer 

Grundlage für die Berechnung der Gewerbesteuer-
grundbeträge sind die Meldungen über die Gewerbe-
steueristeinnahmen 2013 an das Finanzamt München, 
Abteilung Erhebung, sowie die im Jahr 2013 gemel-
deten Berichtigungen früherer Jahre. Soweit Berichti-
gungen, die im Jahr 2013 gemeldet wurden, bereits bei 
der Ermittlung der Grundbeträge 2012 berücksichtigt 
wurden, werden die Gewerbesteuereinnahmen 2013 
vom Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung 
entsprechend bereinigt.

Berichtigungen von Gewerbesteuereinnahmen, die bei 
der Mitteilung für die Gewerbesteuerumlage 2014 ge-
meldet werden, sind grundsätzlich erst bei der Ermitt-
lung der Gewerbesteuerkraftzahlen für das Jahr 2016 
zu berücksichtigen.

Bei gemeindefreien Gebieten werden die Gewerbesteu-
ergrundbeträge nach den Meldungen über die Gewer-
besteueristeinnahmen für die Vierteljahresstatistik 
2013 ermittelt.

Bei der Ermittlung der Gewerbesteuerkraftzahlen wer-
den – wie bisher – auch die Einnahmen aus der Spiel-
bank-Abgabe mit 50 v. H. berücksichtigt.

3.	 Steuerkraftzahlen der Grundsteuer von den land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben (Grundsteuer A) und 
von den Grundstücken (Grundsteuer B) 

Grundlage für die Berechnung der Grundsteuergrund-
beträge sind die Meldungen für die Vierteljahres­
statistik 2013.

Berichtigungen der Meldungen über Grundsteuerein-
nahmen früherer Jahre, die 2014 gemeldet werden, wer-
den grundsätzlich erst bei der Ermittlung der Grund-
steuerkraftzahlen 2016 berücksichtigt.

Grundsteueraufkommensbeträge des Jahres 2013, die 
erst im Laufe des Jahres 2014 kassenwirksam geworden 
sind, brauchen nicht gesondert gemeldet zu werden, 
da diese automatisch in der Vierteljahresstatistik 2014 
erfasst und damit bei der Berechnung der Grundsteu-
erkraftzahlen 2016 berücksichtigt werden. 

4.	 Interkommunale Gewerbegebiete

Bei der Berechnung der Grundsteuerkraftzahl und der 
Gewerbesteuerkraftzahl können von der Ertragshoheit 
abweichende Verteilungsregelungen der an einem 
interkommunalen Gewerbegebiet beteiligten Gemein-
den unter folgenden Voraussetzungen berücksichtigt 
werden: 

a)	 Die interne Aufteilung des Grundsteueraufkommens 
oder des Gewerbesteueraufkommens zwischen den 
beteiligten Gemeinden eines interkommunalen Ge-
werbegebietes muss in einem öffentlich-rechtlichen 
Vertrag nach Art. 7 des Gesetzes über die kommu-
nale Zusammenarbeit (KommZG) oder in einer Ver-
bandssatzung nach Art. 19 KommZG verbindlich 
festgelegt sein. 

b)	Das interkommunale Gewerbegebiet darf sich nicht 
auf Gebiete außerhalb Bayerns erstrecken; denn der 
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kommunale Finanzausgleich wirkt nicht grenzüber-
schreitend.

c)	 Die beteiligten bayerischen Gemeinden eines in-
terkommunalen Gewerbegebietes müssen einen 
gemeinsamen Antrag auf abweichende Realsteuer
verteilung stellen, an den sie auf die Dauer von fünf 
Jahren gebunden sind. Eine Berücksichtigung ist 
erstmals ab dem auf die Antragstellung folgen-
den Jahr möglich. Rückwirkende Änderungen der 
Steuerkraftzahlen sind ausgeschlossen. Der Antrag 
und die zugrunde liegenden Regelungen, Verein
barungen sowie etwaige Änderungen dieser Grund-
lagen sind bis spätestens 1. September 2014 beim 
Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung 
schriftlich vorzulegen, wenn er in die Berechnung 
der Steuerkraft 2015 eingehen soll. Auf die Über-
mittlung kann verzichtet werden, soweit der Antrag 
oder die Unterlagen dem Landesamt für Statistik 
und Datenverarbeitung bereits vorliegen. 

Soweit die Voraussetzungen für die Berücksichtigung 
einer Vereinbarung über eine abweichende Steuer
verteilung erfüllt sind, sind jährlich die betroffenen 
Realsteueristeinnahmen aus dem interkommunalen 
Gewerbegebiet zu melden. Die beteiligten Gemeinden 
teilen dem Landesamt für Statistik und Datenverarbei-
tung bis zum 1. September 2014 in einem gemeinsamen 
Schreiben die Realsteueristeinnahmen aus dem inter-
kommunalen Gewerbegebiet und deren Aufteilung auf 
die beteiligten Gemeinden mit. Bei der Gewerbesteuer 
sind die Beträge zu melden, die in den Meldungen für 
die Berechnung der Gewerbesteuerumlage 2013 ent-
halten sind; bei der Grundsteuer sind es die in den 
Meldungen zur Vierteljahresstatistik 2013 enthaltenen 
Beträge. 

Anschließend werden die für die Berechnung der Real- 
steuerkraftzahlen maßgebenden Grundbeträge der 
beteiligten Gemeinden durch das Landesamt für 
Statistik und Datenverarbeitung wie folgt korrigiert:

Die im interkommunalen Gewerbegebiet vereinnahm-
ten Realsteuern werden anhand des Hebesatzes der 
steuererhebenden Gemeinde auf den Grundbetrag her
untergerechnet. Danach wird dieser Grundbetrag ent-
sprechend der im öffentlich-rechtlichen Vertrag nach 
Art. 7 KommZG oder in der Verbandssatzung nach 
Art. 19 KommZG festgelegten Anteile der beteiligten 
bayerischen Gemeinden aufgeteilt. Die sich insgesamt 
für die beteiligten bayerischen Gemeinden ergeben-
den Grundbeträge werden um diese jeweiligen Beträge 
korrigiert. Der für jede Gemeinde korrigierte Grundbe-
trag wird sodann mit dem Nivellierungshebesatz der 

jeweiligen Steuerart, beim Gewerbesteuergrundbetrag 
abzüglich des Vervielfältigers der Gewerbesteuer- 
Umlage, multipliziert. Für die Zurechnung ist das Jahr 
der Vereinnahmung der Realsteuern aus dem interkom-
munalen Gewerbegebiet durch die steuererhebende 
Gemeinde maßgeblich. Auf den Zeitpunkt der Weiter-
leitung von Steuerbeträgen an die übrigen beteiligten 
Gemeinden kommt es dabei nicht an.

5.	 Behandlung negativer Steuerkraftzahlen 

Wenn bei einer Gemeinde im Ermittlungsjahr bei einer 
Steuerart die Steuerrückzahlungen höher waren als 
die Steuereinnahmen, führt das zu einem negativen 
Grundbetrag und damit zu einer negativen Steuerkraft-
zahl. Wenn diese negative Steuerkraftzahl durch die 
Steuerkraftzahlen aus den anderen Realsteuern, der 
Einkommensteuer und der Umsatzsteuer nicht voll aus-
geglichen wird, so geht in die Berechnung der Schlüs-
selzuweisungen die negative Steuerkraftmesszahl ein.

Bei der Festsetzung der Kreisumlage ist wie folgt zu 
verfahren:

a)	Auf die Steuerkraftzahlen und die anzurechnenden 
Schlüsselzuweisungen sind die jeweiligen Kreis-
umlagesätze anzuwenden. Etwaige negative Beträ-
ge sind gegen positive Beträge aufzurechnen. Der 
überschießende positive Betrag bildet die von der 
Gemeinde zu entrichtende Kreisumlage.

b)	Ergibt sich nach Aufrechnung für die Kreisumlage 
ein negativer Betrag, so ist dieser mit der Kreisum
lage der Gemeinde im darauffolgenden Haushalts-
jahr zu verrechnen. Durch diese Verrechnung 
werden Zahlungen der Landkreise an kreisange­
hörige Gemeinden aufgrund negativer Steuerkraft-
zahlen vermieden.

Entsprechendes gilt für die Bezirksumlage.

6.	 Inkrafttreten und Außerkrafttreten

Diese Bekanntmachung tritt am 1. August 2014 in 
Kraft, sie tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2015 außer 
Kraft.

Bayerisches  
Staatsministerium 

der Finanzen,  
für Landesentwicklung 

und Heimat

Bayerisches  
Staatsministerium 

des Innern,  
für Bau und Verkehr

L a z i k 
Ministerialdirektor

S c hu s t e r 
Ministerialdirektor
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